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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 5- März 1970 unter 
Mitwirkung des Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofs 
Glanzmann und der Bundesrichter Rietsehel, Hubert Meyer, 
Dr. Vogt und Schmidt

für Hecht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das 
Teilurteil des 1. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Karlsruhe vom 
3. April 1968 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Re­
vision zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte führte für die Klägerin im Jahre 1961 
auf ihrem Grundstück in auf Grund eines Ange­
bots vom 13. September I960 die Maurer-, Beton- und 
loolierarbeiten für den im Tiefgeschoß errichteten 
Kiao-Heubau der "AÄf^B-Lichtspiele" aus.

In den Sonderbedingungen des Angebots heißt es in 
Ziff. 1;

"Als Angebots- und Vertragsgrundlage gelten 
ferner, soweit in den nachfolgenden Sonder­
bedingungen nicht anderweitig festgelegt,
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die §§ 651-651 BGB, die Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (VOB), Teil A, B* G 
sowie die einschlägigen DIH-Vorsehrif ten.’*

In Ziff. 11 der Sonderbedingungen ist unter der Über­
schrift Gewährleistung u.a. bestimmt:

"Der Auftragnehmer haftet für die vertrags­
gemäße Beschaffenheit seiner Leistungen und 
Lieferungen nach den gesetzlichen Vorschrif­
ten. ”

Unter Position 14 des Leistungsverzeichnisses heiißt es

"Isolierung gegen Grundwasser.
Hach Einbringung der Sauberkeitsschicht ist 
eine Isolierung gegen Grundwasser einzu­
bringen. Zu diesem Zweck ist "Opanol" als 
Isolierschicht einzubauen. Dasselbe ist 
genau nach Werksvorschrift zu verarbeiten. 
Der Unternehmer übernimmt volle Garantie 
und ist für jeden Schaden haftbar, der durch 
Eindringen von Grundwasser entstehen kann."

Der zum größten Teil schräg verlaufende Fußboden 
des Kinos reicht bis etwa 9 m unter Geländeoberfläche. 
Der tiefste Punkt befindet sich vor der Bühne und 
liegt auf Kote 88,34 + UH. Gegen das Grundwasser wurde 
der Fußboden horizontal isoliert und die Isolierung 

% senkrecht bis zur Kote 92,10 + NN hochgezogen (sog. 
Wannenisolierung).

Im Herbst 1961 wurde der Kino-Neubau fertigge­
stellt und von der Klägerin abgenommen.
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In der Zeit vom 9* bis 25« Juni 1962 drang erst­
mals Wasser in den tiefgelegenen Teil des Kinosaales 
ein. Das wiederholte sich in der Zeit vom 3. Juni bis 
zum 4. August 1965. Nach dem Vorbringen der Klägerin 
wurde eindringendes Wasser auch in der Zeit vom
11. Februar 1966 bis zum 30. September 1966 und im 
Juli 1967 festgestellt.

Die Klägerin verlangt von dem Belagten die Nach­
besserung der Isolierung sowie die Feststellung seiner 
Schadensersatzpflicht für die infolge Grundwasserein­
tritts eingetretenen und künftig noch eintretenden 
Schäden.

Der Beklagte leugnet seine Verpflichtung 2ur Nach­
besserung und zum Schadensersatz. Er erhebt zudem die 
Einrede der Verjährung.

Das Landgericht hat u.a. festgestellt, daß der Be­
klagte verpflichtet sei, der Klägerin allen Schaden zu 
ersetzen, der dieser durch Eintritt von Grundwasser in 
die Kinoanlage entstanden sei und noch entstehen werde.

Das Oberlandesgericht hat durch Teilurteil die 
Berufung des Beklagten insoweit zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Klage 
abweisungsantrag weiter. Die Klägerin bittet um Zurück­
weisung der Revision.
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Entsch$idungsgründe:

I. Das Berufungsgericht stellt in tatrichterlicher 
Vrürdigung des Ergebnisses der Beweisaufnahme fest, daß 
in der Zeit vom 9- bis zum 25. Juni 1962 (BU 3; BTJ 12 
oben enthält insoweit einen Schreibfehler), vom 
3. Juni bis zura 4. August 1965 (BU 3, 12) und vom 
11. Februar bis zum 30. September 1966 (BU 12) Grund- 
wasser in den tiefstgelegenen Teil des Kinosaales ein­
gedrungen ist.

1. Es ist zu diesen Feststellungen insbesondere auf 
Grund des Gutachtens des Sachverständigen Prof. Br. Ing. 
bM B  gekommen. Dieser hat anhand der Grundwassergang- 
linien in den Jahren 1962-1966 festgestellt, daß Wasser 
in die Raume des Kinos nur dann eindrang, wenn der Grund­
wasseranstieg den tiefsten Punkt des Kinosaales über­
schritt. Das Berufungsgericht fuhrt aus, dieser zeit­
liche Zusammenhang lasse keinen anderen Schluß zu, als 
daß es sich bei dem eingetretenen Wasser um Grundwasser 
gehandelt habe. Dieses könne nur durch undichte Stellen 
der Wannenisolierung eingedrungen sein.

2. Die dagegen erhobenen Verfahrensrügen der Revi­
sion hat der Senat geprüft. Sie sind nicht begründet.

3- Von einer Verkennung der Beweislaat kann keine 
Rede sein. Das Berufungsgericht hat es vielmehr als be­
wiesen angesehen, daß Grundwasser infolge undichter 
Stellen der Y/annenisolierung in die Kinoanlage einge­
drungen ist.
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II. Das Berufungsgericht sieht in der in Pos. 14 
des Leistungsverzeichnisses enthaltenen Erklärung 
des Beklagten ein selbständiges Garantieversprechen.
Es führt dazu aus, das ergebe sich eindeutig aus 
dem Wortlaut der Erklärung. Der Beklagte habe nicht 
nur bestimmte Eigenschaften zugesichert oder die Ver­
pflichtung, für die Vertragsmäßigkeit des Werkes un­
bedingt einzustehen, übernommen, sondern sich für je­
den Schaden, der durch Eindringen von Grundwasser 
entstehen kann, haftbar erklärt. Er habe damit die 
Gewähr für einen über die Vertragsmäßigkeit des Wer­
kes hinausgehenden Erfolg, nämlich auch für jeden 
Mängelfolgeschaden übernommen.

1. Was die vertragliche Übernahme einer "Garantie11 
bedeutet, hat zwar der i'atrichter zu ermitteln und aus­
zulegen, weil das V/ort mehrdeutig ist. Dem Revisions­
gericht steht insoweit nur eine beschränkte Nachprüfung 
auf Rechtsfehler zu. Die hier vom Berufungsgericht 
vorgenommene Auslegung beruht jedoch auf einer Ver­
kennung des Rechtsbegriffs eines selbständigen Garan­
tieversprechens . Darauf weist die Revision zu Recht hin.

2. Eine Garantie beim Werkvertrag kann verschiedene 
Bedeutung haben.

a) Sie kann einmal der gewöhnlichen Zusicherung 
einer Eigenschaft der YJerkleistung, wie sie das BGB 
im § 633 Abs. 1 und die VOB (B) im § 13 Nr. 1 im Auge 
haben, gleichkommen.
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b) Sie kann auch bedeuten, daß das Werk die zu­
gesicherten Eigenschaften u n b e d i n g t  habe, 
so daß der Unternehmer, wenn sie fehlen, dies auch 
ohne Verschulden Uzu vertreten hat” (vgl, § 635 BGB) 
und auf Schadensersatz haftet,

c) Sie kann schließlich die Übernahme der Gewähr 
für einen über die Vertragsmäßigkeit hinausgehenden, 
noch von anderen Faktoren abhängigen wirtschaftlichen 
Erfolg darstellen. Nur dann handelt es sich um einen 
selbständigen Garantievertrag (vgl. u.a. KGZ 146, 120, 
124; 165, 41, 46 ff; BGH BB 1957, 1195; NJW I960,
1567 = Schäfer-Finnern Z. 3.01 Bl. 128; NJW 1965,
148, 149; Urteil vom 14. März 1963 VII ZR 215/61; 
Urteil vom 9« November 1964 VII ZR 45/63; Soergel- 
Siebert, 10. Aufl. § 633 BGB, Rdn. 18, 19; Enneccerus- 
Lehmann, 15. Aufl. § 197 II, 1; Larenz, I»b. Schuld­
recht, 9. Aufl. § 49 II e, 3).

3. Die Erklärung des Beklagten enthält keine Ge­
währleistung für einen Erfolg, der erkennbar ein 
anderer und weiter ist als die bloße Vertragsmäßig­
keit der Leistung. Es ist in ihr kein darüber hinaus- 
gehender wirtschaftlicher Erfolg 2ugesagt. Bas ergibt 
sich auch nicht daraus, daß er sich für jeden Sehaden, 

% der durch Eindringen von Grundwasser entstehen kann, 
haftbar erklärt hat. Für Mängelfolgeschäden haftet 
der Beklagte schon auf Grund der Gewährleistungsvor­
schriften des Werkvertragsrechts (§ 635 BGB), bei 
Anwendbarkeit der VOB (B) nach § 13 Nr. 7 VOB (B) 
oder auf Grund positiver Vertragsverletzung. Mit 
seiner Erklärung wird der Umfang seiner Haftung nicht 
erweitert.



8

III. Ob es sich bei der Erklärung des Beklagten 
um eine unselbständige Garantie (vgl. unter II 2, b) 
oder um die gewöhnliche Zusicherung einer Eigenschaft 
der Werkleistung (vgl. unter II 2, a) handelt, kann 
dahinstehen. In jedem Fall haftet der Beklagte auf 
Schadensersatz.

1. Das Berufungsgericht geht zwar in erster Linie 
davon aus, daß der Beklagte ohne Rücksicht auf sein Ver­
schulden schadensersatzpflichtig sei. Das wäre so im 
Palle der unselbständigen Garantie. Auf ein Verschulden 
würde es dagegen bei einer Verpflichtung zum Schadens­
ersatz aus werkvertraglicher Gewährleistung (§ 635 BGB 
bzw. § 13 Nr. 7 VOB (B)) oder positiver Vertragsver­
letzung ankommen.

In seiner Hilfsbegründung bejaht das Berufungsgericht 
rechtsfehlerfrei ein solches Verschulden des Beklagten. 
Beine Ausführungen betreffen zwar die positive Vertrags­
verletzung. Die Rechtslage ist aber hinsichtlich des Ver­
schuldens des Beklagten bei einer Haftung aus Gewähr­
leistung (§ 635 BGB bzw. § 13 Nr. 7 VOB) nicht anders.
Es kann daher dahin stehen, inwieweit der Schadensersatz­
anspruch der Klägerin, dessen Feststellung sie begehrt, ira 
einzelnen aus Gewährleistung oder positiver Vertragsver­
letzung begründet ist. Dabei kommt es auf die Art des 
Schadens an.

2. Es war Sache des Beklagten,zu beweisen, daß er 
den Mangel bzw. die positive Vertragsverletzung nicht 
zu vertreten hat (vgl. zum Gewährleistungsanspruch 
BGHZ 42, 16, 18; 48, 310, 312; zur positiven Vertrags­
verletzung BGHZ 23, 288, 290; BGH BB 1969, 512 mit 
weiteren Nachweisen). Diesen Beweis hat der Beklagte 
nicht erbracht (BU 16).
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3. M e  von der Revision in diesem Zusammenhang 
erhobenen Verfahrensrügen sind unbegründet.

4. Bas Berufungsgericht führt aus, der Beklagte 
habe auch nicht bewiesen, dalS die Klägerin ein ihr 
anrechenbares Mitverschulden ihres planenden und bau­
leitenden Architekten an der Entstehung der Schäden 
treffe. Seine Ausführungen dazu sind aus Rechtsgrün­
den nicht zu beanstanden. Sie werden auch von der 
Revision nicht angegriffen.

IV. Bas Berufungsgericht hat im Ergebnis auch 
rechtsfehlerfrei den von der Klägerin geltend ge­
machten Schadensersatzanspruch als nicht verjährt an­
gesehen.

1. Soweit die Ansprüche auf positive Vertragsver­
letzung gestützt werden keinen, nimmt das Berufungs­
gericht rechtsfehlerfrei eine 30jährige Verjährungs­
frist an (BGHZ 35, 130, 132; BGH HJW 1969, 838).

2. Ba auch die Ansprüche aus einer unselbständi­
gen Garantie so wie die aus der Gewährleistung ver­
jähren (vgl. Larenz aaO unter II c 2), kommt es im 
übrigen darauf an, welche Verjährungsfrist für die

% Gewährleistungsansprüche hier gilt.

Bas Berufungsgericht geht in tatrichterlicher 
Auslegung der von den Parteien getroffenen Verein­
barung davon aus, daß für die Gewährleistung die 
Geltung der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz­
buches vereinbart worden ist. Biese Auslegung läßt
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keine Rechtsfehler erkennen. Dann aber ist die 5 jährige 
Verjährungsfrist des § 658 BGB maßgebend. Der geltend 
gemachte Anspruch war daher bei der 1965 erfolgten 
Klageerhebung noch nicht verjährt.

3. Auf die Hilfserwägung des Berufungsgerichts, 
daß auch bei Anwendbarkeit der Bestimmung des § 13 
Kr. 4 VOB (B) die Verjährung noch nicht eingetreten 
sei, kommt es daher nicht an. Es bedarf keines Ein­
gehens auf die dazu erhobenen Rügen der Revision.

V„ Hach alledem ist die Revision des Beklagten 
als unbegründet zurtickzuv/eisen.



11

Er hat gemäß § 97 ZPO die Kosten des Revisions­
verfahrens zu tragen»

Glanzmann Rietschel BTeyer
Vogt Schmidt
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